Muster BPL – neue Maßnahme
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[bookmark: Org][bookmark: Datum]Referat StB ....	Bonn / Berlin, ………..
[bookmark: Aktzeichen][bookmark: Hausruf]StB ..../.............................	Hausruf: .......
[bookmark: Anrede]Bundeshaushalt ...., Kap. ......., Bundesfernstraßen
Land …, Tabelle ..., lfd. Nr. ........ [Nummernvergabe von StB 25]
A/B ..., ………………….. [Maßnahmenbezeichnung analog Straßenbauplan]
-	ggf. Gesehenvermerk auf die Kostenberechnung 
-	erstmalige Einstellung in den SBP .... / und SBP-Entwurf .....

Schreiben AV .... vom ......, Az.: …………….

Anlagen:	Einplanungsblatt SBP .... / und SBP-Entwurf …. [gesondert in Excel-Datei]
Wirtschaftlichkeitsberechnung [direkt dem Vermerk beifügen]

Heftung 
[alle Gliederungspunkte beibehalten und ggf. mit „entfällt“ kommentieren]
1. Schreiben der AV….  [mit ggf. ergänzendem Schriftverkehr]
2. Begründung der Kostenfortschreibung nach Anlage 5 AKVS [bei Kostenänderung nach RE-Vorentwurf]
3. Bau- und Finanzierungsablauf nach Anlage 7 AKVS [Beispiel Anlage 9.2 AKVS]
4. Übersicht Kostenentwicklung nach Anlage 12 AKVS [nur bei > Vorlagegrenze]
5. Kreuzungsvereinbarungen, Verwaltungsvereinbarungen, Staatsverträge
6. Abstufungs- /Umstufungserklärungen



1.	Vermerk 

[bookmark: Brbeginn]Mit o. g. Schreiben beantragt die AV …. die erstmalige Einstellung der o.g. Maßnahme in den Straßenbauplan (SBP) …. / und SBP-Entwurf …. 
ggf. und übersendet für die Maßnahmen eine Kostenfortschreibung mit aktueller Kostenberechnung verbunden mit der Bitte um Erteilung des Gesehenvermerks.
[ggf. ergänzenden Schriftverkehr erwähnen]

A.	Beschreibung der Maßnahme [alle Gliederungspunkte beibehalten und kommentieren]
a) Beschreibung und Lage der Maßnahme. 

ÜBERSICHTSKARTE

b) Historie 
c) Verkehrsbelastung (Ist/Prognose): ………………….
d) Planfeststellungsbeschluss vom …. hat vollziehbares Baurecht seit ……, evtl. Planungsänderungen wurden mit BMVI abgestimmt / erhielten Gesehenvermerk und sind in der vorliegenden Kostenberechnung berücksichtigt.
e) Baufreigabe ist mit BMVI-Schreiben vom ……… erfolgt.
f) Kreuzungsvereinbarungen / Verwaltungsvereinbarungen / Staatsverträge liegen vor (Anlage 5) / sind nicht erforderlich.
g) Abstufungs- /Umstufungserklärungen liegen vor (Anlage 6) / sind nicht erforderlich.
h) Bauzeitraum (geplanter Baubeginn, geplante Fertigstellung).
i) Verkehrsführung während der Bauzeit / Baustellenmanagement.

B.	Gesehenvermerk
Der Gesehenvermerk RE-Entwurf wurde am ……. mit Kosten Bund in Höhe von ….. Mio. € erteilt. / Der RE-Entwurf wurde seitens der AV in eigener Zuständigkeit am ……… mit Kosten Bund in Höhe von ….. Mio. €. genehmigt. 

Die Kostenfortschreibung erhält den Gesehenvermerk.
Die Referate StB …. und StB …. wurden beteiligt.
Deren Anmerkungen wurden berücksichtigt. / Es haben sich keine Anmerkungen ergeben.
· ggf. Gesamtbauzeit wirtschaftlich minimieren durch längere Baulose.

C:	Kostenberechnung
Der Kostenberechnung wird zugestimmt / unter nachstehenden Einschränkungen zugestimmt und sie erhält den Gesehenvermerk. 

Die Gesamtkosten betragen 	..….. Mio. €
	davon 	Anteil Bund: 	…… Mio. €
		Anteil Dritter:	….... Mio. €
	oder	Kostenanteile Dritter liegen nicht vor.
Die Aktualität der vorliegenden Kostenberechnung wird von der AV bestätigt. 



Hinweis zu Darstellung von Kostenbeteiligungen aus anderen Kapiteln des Bundeshaushalts:
In einzelnen Fällen findet eine teilweise Finanzierung von Straßenbaumaßnahmen aus Bundesmitteln außerhalb des Kapitels 1201 statt. Sofern es sich dabei um das Bundesdrittel nach § 13 Absatz 1 Satz 2 Eisenbahnkreuzungsgesetz handelt, ist dies unter genauer Angabe des Kapitels und Titels (z B. Kap. 1202, Titel 745 21) direkt bei den Ausgaben des Bundes und nicht nachrichtlich auszuweisen, da der entsprechende Haushaltsvermerk (z. B.Kap. 1202, Titel 745 21) eine Veranschlagung im Straßenbauplan erfordert (dort Tabelle 17). 
Sofern eine Kostenbeteiligung an Straßenbaumaßnahmen aus sonstigen im Bundeshaushalt veranschlagten Schieneninvestitionsmitteln erfolgt, ist diese nachrichtlich unter Benennung des Haushaltskapitels auszuweisen.

Bei Kostensteigerungen nach Genehmigung Vorentwurf:
Die Kostensteigerung der Kosten Bund gegenüber den zuletzt genehmigten Kosten beträgt … Mio. € und …. %. 
Die Begründungen für die Kostenänderung gem. AKVS-Anlage 5 sind der beigefügten Anlage 2 zu entnehmen. Sie sind nachvollziehbar dargelegt und unabweisbar. [ggf. weitere Anmerkungen, keine Aufzählungen gem. Anlage 2] 

Der Bau- und Finanzierungsablauf mit Aufteilung der aktuellen Kosten auf Baulose gem. AKVS-Anlage 7 ist in der Anlage 3 und die Kostenentwicklung der Maßnahme gemäß AKVS-Anlage 12 in der Übersicht der Kostenänderung in Anlage 4 dargestellt.

Die Referate …. und … haben mitgewirkt.

Ausgaben vor SBP-Einstellung: 
Die bisher geleisteten Ausgaben i. H. von ….. Mio. € erfolgten für .... [z. B CEF, Leitungsverlegung, vorzeitiger GE]. - [wenn diese Ausgaben bereits über 5 Mio. € liegen, bitte Begründung, warum SBP-Einstellung zu spät erfolgt]. 

Haushaltsverstoß:
Bis Ende 20.. wurden bereits Ausgaben zu Lasten des Bundes i. H. von …. Mio. € und somit über der Veranschlagungsgrenze geleistet. Damit sind Ausgaben zu Lasten des Bundes – ohne haushaltsrechtliche Ermächtigung – erfolgt. Die AV wird im Anschreiben darauf hingewiesen, dass für die Bewirtschaftung der Ausgabemittel eine Verpflichtung zum ordnungsgemäßen Verwaltungshandeln besteht und es sich bei den bereits in den Jahren … und … erfolgten Ausgabenüberschreitungen ohne Ermächtigung um einen Verstoß gegen Haushaltsrecht handelt, der gerügt wird.
[bookmark: _GoBack]D. Notwendigkeit und Wirtschaftlichkeit
Für die Berechnung der Wirtschaftlichkeit sind unterschiedliche Verfahren anzuwenden.

Für die Berechnung der Wirtschaftlichkeit wird folgendes Verfahren angewendet.
1.	Einzelmaßnahmenbetrachtung, 
d. h. Maßnahme wurde im BVWP eigenständig bewertet.

Im Rahmen der Aufstellung des Bundesverkehrswegeplanes …. / einer nachträglichen Bewertung wurde die Maßnahme mit Kosten in Höhe von ….. Mio. € und einem Nutzen-Kosten-Verhältnis von ……… bewertet und in …….. eingestuft“. 


2.	Abschnittsbetrachtung über Gesamtnutzen, 
d. h. die Maßnahme ist Teilstrecke eines im BVWP bewerteten Gesamtstreckenzuges, bei dem alle weiteren Teilstrecken im Finanzplanungszeitraum (innerhalb von 4 Jahren) in Bau gehen.

Im Rahmen der Aufstellung des Bundesverkehrswegeplanes …. / einer nachträglichen Bewertung wurde die Maßnahme als Teil des Projektes A / B ……………..…… bewertet. 
Das Projekt besteht aus insgesamt ….. Teilabschnitten. 
1. …………………..… ,	 Länge: ………km; Kosten: ……… Mio. €
2. ………………..…… , Länge: ………km; Kosten: ……… Mio. €
3. ………………..…… , Länge: ………km; Kosten: ……… Mio. €

Der Teilabschnitt [1./2./3. ….] soll nun in den Straßenbauplan eingestellt werden. Die weiteren Abschnitte [ggf. mit Nr. benennen] sind bereits fertig gestellt / werden im Anschluss innerhalb des Finanzplanungszeitraum von 4 Jahren in Bau gehen, so dass für den vorliegenden Abschnitt [Bezeichnung] eine Teilstreckenbetrachtung auskömmlich ist. 

Wirtschaftlichkeitsberechnung zu 1. und 2.
Der Nachweis der Wirtschaftlichkeit erfolgt nach folgender vereinfachter Berechnung:

NKVneu = NKVBVWP   x   [Baupreisindex   x   KostenBVWP(ohne Erhaltungsanteil)]
			akt. BPl-Kosten-Bund

Dafür werden folgende Daten zu Grunde gelegt:
	
	Stand
	Länge

[km]
	Kosten
Bund
[Mio. €]
	NKV


	BWVP
	01.01.2014
	
	
	

	aktuell
	
	
	
	


[Hinweis: Bewertung BVWP: Kosten Bund netto + Planungskosten (ca. 15-17%) – daher hier Berechnung Kosten Bund brutto begründbar]

Baupreisindex BVWP (I. 2014)			…. %
Baupreisindex Kofo (…/20..)				…. %
Baupreisveränderung:		…. %    [Index Kofo – Index BVWP] 		

Mit dem somit berechneten NKV in Höhe von ….. ist die Maßnahme wirtschaftlich.

Die zwischenzeitlich höhere Verkehrsbelastung wurde hierbei noch nicht als höherer Nutzenfaktor berücksichtigt.

3.	Abschnittsbetrachtung über Teilnutzen, 
d. h. die Maßnahme ist Teilstrecke eines im BVWP bewerteten Gesamtstreckenzuges, wobei dem nicht alle bewerteten Teilstrecken im Finanzplanungszeitraum (4 Jahre) in Bau gehen.

Im Rahmen der Aufstellung des Bundesverkehrswegeplanes …. / einer nachträglichen Bewer-tung wurde die Maßnahme als Teil des Projektes A / B ……………..…… bewertet.

Das Projekt besteht aus insgesamt ….. Teilabschnitten. 
1. …………………..… ,	 Länge: ………km; Kosten: ……… Mio. €
2. ………………..…… , Länge: ………km; Kosten: ……… Mio. €
3. ………………..…… , Länge: ………km; Kosten: ……… Mio. €

Der Teilabschnitt [1./2./3. ….]  soll nun in den Straßenbauplan eingestellt werden. Da nicht alle Teile im Finanzplanungszeitraum (innerhalb von 4 Jahren) in Bau gehen werden, ist eine Abschnittsbetrachtung erforderlich. 
Hierzu wird zum Nachweis der Wirtschaftlichkeit der Nutzen (je km) aus der NK-Analyse des Gesamtprojektes näherungsweise über die Gesamtlänge des Projektes verteilt und den Kilometerkosten gegenübergestellt. Die Berechnung ist auf einem gesonderten Blatt diesem Vermerk beigefügt. [Beispiel gem. beigefügter Excel-Datei als Berechnungsgrundlage verwenden und dem Vermerk als ergänzende Seite beifügen]. 
Zur Vereinfachung werden bei der längengewichteten Nutzenverteilung die Nutzen und Kosten nicht als Barwert angesetzt.

Damit liegt das Teil-NKV der Maßnahme ……….. bei ……. Die Teilmaßnahme ist wirtschaftlich.

4.	Gesamtbetrachtung 
d. h. die Maßnahme ist Teilstrecke eines im BVWP bewerteten Gesamtstreckenzuges, wobei die Wirtschaftlichkeit des Gesamtprojektes  mit aktuellen Kosten der jeweiligen Verkehrseinheiten berechnet wird. Dies geschieht zusätzlich zur Abschnittsbetrachtung.

Um Zweifel an der Wirtschaftlichkeit der Gesamtmaßnahme auszuräumen, erfolgt zusätzlich eine Wirtschaftlichkeitsberechnung für die Gesamtmaßnahme unter Berücksichtigung aller bekannten Kostenfortschreibungen (bearbeitet bzw. vorliegend).
Zu betrachten sind die Gesamtkosten zum Bewertungszeitpunkt in Höhe von …….. Mio. € (…./20…..) und die derzeit neuen Gesamtkosten in Höhe von ……. Mio. € (gemittelt auf …. Quartal 20…).

	Bauabschnitts-
bezeichnung
	Länge



[km]
	BPL
Neu-/Ausbau-kosten
Bund
[Mio. €]
	Aktuelle
Kosten

Bund
[Mio. €]
	Datum 



[MM/JJ]
	Bemerkungen


	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	Summe
	
	
	
	
	



Der Nachweis der Wirtschaftlichkeit erfolgt ebenfalls nach folgender vereinfachter Berechnung:
NKVneu = NKVBVWP   x   [Baupreisindex   x   KostenBVWP(ohne Erhaltungsanteil)]
			akt. BPl-Kosten-Bund

Baupreisindex BVWP (I. 2014)			…. %
Baupreisindex Kofo (…/20..)				…. %
Baupreisveränderung:		…. %    [Index Kofo – Index BVWP] 		

Damit liegt das Gesamt-NKV der Maßnahme ……….. bei …... Das Gesamt-Projekt ist somit ebenfalls wirtschaftlich.

5.		Vorleistungen und vorzeitigem GE
Bei vorgezogenen Ausgaben von gesamtwirtschaftlich relevanten Investitionsmaßnahmen sind auch einzelwirtschaftliche Komponenten, insbesondere Kosten (einschl. Folgekosten) in die Betrachtung mit einzubeziehen. Daher ist z. B. die Wirtschaftlichkeit des vorgezogenen Grunderwerbs für eine Maßnahme einzeln nachzuweisen. Dabei ist auch der Zeitablauf bis zum voraussichtlichen Baubeginn der übrigen Teile der Maßnahme (Zeitplan) zu berücksichtigen.

Im Zusammenhang mit Flurbereinigungsmaßnahmen sind finanzielle Vorteile durch den frühzeitigen Grunderwerb in Höhe von……. Mio. € zu erwarten. Die entsprechende Berechnung ist auf einem gesonderten Blatt diesem Vermerk beigefügt. [z. B. Ermittlung Flächenbedarf, Ermittlung der Kosten ohne vorgezogenen Grunderwerb, Vergleichsrechnungen mit vorgezogenem Grunderwerb einschl. Szenarionanalysen, wobei je nach Sachlage bestehende individuelle Besonderheiten des jeweiligen Einzelfalls immer angemessen zu berücksichtigen sind -  Berechnungsgrundlage (siehe Beispiel beigefügte Excel-Datei) bitte dem Vermerk als ergänzende Seite beifügen]. 

Ggf. 
Naturschutzrechtliche Maßnahmen, wie z. B. …………… sind frühzeitig erforderlich. [Gründe benennen]

Die für diese Maßnahme gebundenen Mittel haben keine Auswirkungen auf die Realisierung weiterer Baumaßmaßnahmen, da genug Investitionsmittel zur Verfügung stehen. Eine Forderung auf zusätzliche Mittel ist nicht erforderlich.

Ggf. weitere Vorleistungen wie Leitungsverlegungen o ä. 
Die Notwendigkeit der Maßnahme ergibt sich aus
zum Beispiel
· den unzureichenden Verkehrsverhältnissen basierend auf dem derzeitigem Verkehrsaufkommen,
· den zahlreichen höhengleichen Knotenpunkten,
· den unzureichenden Sichtverhältnissen zur Einschätzung des Gegenverkehrs,
· den langsam fahrenden Lkw-Verkehr / landwirtschaftlichen Fahrzeuge,
· unzureichender Verkehrsqualität bei Beibehaltung vorhandenen Querschnitts.

Die Auftragsverwaltungen haben mit den Vermerken (RE 2012 - aufgestellt, geprüft und genehmigt) auch die Prüfungen nach § 6 (Notwendigkeit) und § 7 (Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit,….) BHO verantwortlich vollzogen (AKVS, Abschnitt 4.3), so dass das Vorliegen der Voraussetzungen für das Vorhaben seitens BMVI bestätigt werden kann.



D. Weiteres Vorgehen
Die vollständigen Unterlagen nach § 24 BHO zur Einstellung in den Straßenbauplan liegen vor. 

Die Maßnahme wird / nach Zustimmung des Bundesministeriums der Finanzen / entsprechend dem beigefügten Einplanungsblatt / den beigefügten Einplanungsblättern nachträglich in den SBP …. eingestellt. 

Bei Aufnahme von Maßnahmen in den SBP ohne Veranschlagungen im lfd. HH-Jahr:
In diesem Jahr sind noch Ausschreibungen vorgesehen, so dass eine nachträgliche Einstellung der Maßnahme erforderlich ist, um die haushaltsrechtliche Grundlage zu schaffen, Verpflichtungsermächtigungen zu Lasten des Bundes für die Folgejahre in Anspruch nehmen zu können.

Im Zeitraum zwischen Parlamentsbeschluss und Inkrafttreten des Bundeshaushalts (01.01.):
Die Aufnahme der Maßnahme in den SBP …. erfolgt nach Inkrafttreten des Bundeshaushalts …. zum 01.01........

Im Zeitraum zwischen Regierungsentwurf (Kabinettsbeschluss) und Parlamentsbeschluss:
Die Aufnahme der Maßnahme in den SBP ….. erfolgt erst mit Parlamentsbeschluss, mit dem die Bundesregierung zur Anpassung des vorliegenden Entwurfs ermächtigt wird. Sobald dieser vorliegt, werde ich die neue Veranschlagung rechtzeitig zur Festgestellten Fassung in den SBP- …. gemäß beigefügtem Einplanungsblatt übernehmen.


Die Finanzierung der Maßnahme wird im Rahmen der zur Verfügung stehenden Ausgabemittel und Verpflichtungsermächtigungen abgewickelt (§ 11 BHO). Es wird sichergestellt, dass dem Bund nur die Ausgaben angelastet werden, die zur Erfüllung von Bundesaufgaben notwendig sind (§ 6 BHO). Der Beauftragte für den Haushalt wird gem. § 9 BHO beteiligt.



Textbeispiel – bitte mit Entwurf in die aktuelle BMVI-Vorlage übernehmen.

2.	Anschreiben
Auftragsverwaltungen der Länder

Bundeshaushalt ...., Kap. ......., Bundesfernstraßen
Tabelle ..., lfd. Nr. ........ [neue Nummer von StB 25]
A/B ..., ……………………. [Maßnahmenbezeichnung analog Straßenbauplan]
-	Gesehenvermerk auf die Kostenberechnung
-	erstmalige Einstellung einer Maßnahme in den SBP .... und SBP-Entwurf .....

Ihr Schreiben vom ......, Az.: …………….


Die Kostenberechnung für o. g. Maßnahme sende ich mit meinem Gesehenvermerk / und mit der Bitte um Beachtung der folgenden Anmerkungen zurück. 

Aussagen zum Gesehenvermerk: 
…………………………………

Mit Zustimmung des Bundesministeriums der Finanzen / Entsprechend der Bau- und Finanzierungszusage vom …. … habe ich die o.a. Maßnahme entsprechend beiliegendem Einplanungsblatt in den Straßenbauplan (SBP) …. /und SBP-Entwurf ….. aufgenommen.

Ergänzend im Zeitraum zwischen Regierungsentwurf (Kabinettsbeschluss) und Parlamentsbeschluss:
Die Aufnahme der Maßnahme in den SBP ….. erfolgt erst mit Parlamentsbeschluss, mit dem die Bundesregierung zur Anpassung des vorliegenden Entwurfs ermächtigt wird. Sobald dieser vorliegt, werde ich die neue Veranschlagung rechtzeitig zur Festgestellten Fassung in den SBP …. gemäß beigefügtem Einplanungsblatt übernehmen.

Ergänzend im Zeitraum zwischen Parlamentsbeschluss und Inkrafttreten des Bundeshaushalts (01.01.):
Die Aufnahme der Maßnahme in den SBP …. erfolgt nach Inkrafttreten des Bundeshaushalts …. zum 01.01........


Bei Haushaltsverstoß [Ausgaben größer 5 Mio. €]
Bis Ende …. wurden zu Lasten des Bundes bereits Ausgaben i. H. von …. Mio. € und somit über der Veranschlagungsgrenze geleistet. Damit sind Ausgaben zu Lasten des Bundes – ohne haushaltsrechtliche Ermächtigung – erfolgt. 
Ich weise ausdrücklich darauf hin, dass für die Bewirtschaftung der Ausgabemittel eine Verpflichtung zum ordnungsgemäßen Verwaltungshandeln besteht und es sich Ausgaben in der Größenordnung über der Veranschlagungsgrenze um Ausgaben ohne Ermächtigung um somit einen Verstoß gegen Haushaltsrecht handelt, der zu rügen ist. 
Ich bitte, mir zukünftig die Haushaltsunterlagen rechtzeitig vorzulegen.


Bei länderübergreifenden Baumaßnahmen:
Bezüglich der Mittelzuweisung weise ich darauf hin, dass bei länderübergreifenden Baumaßnahmen keine direkte Zuweisung bzw. Verrechnung von Ausgabemitteln seitens des Bundes erfolgen. Entsprechende Hinweise zu Zahlungsabwicklungen sind in eine Verwaltungsvereinbarung aufzunehmen.

Die Finanzierung ist im Rahmen der Ihnen zur Verfügung stehenden Ausgabemittel und Verpflichtungsermächtigungen abzuwickeln.

Im Auftrag


Anlage: 	Einplanungsblatt zum SBP … / und Entwurf …..
	Entwurfsunterlagen

3.	Urschriftlich
BMF – II B 1
Berlin

mit der Bitte um Zustimmung, die vorgenannte Maßnahme entsprechend beiliegendem Einplanungsblatt nachträglich in den Straßenbauplan …. einzustellen.
Ein Abdruck dieser Verfügung liegt für Ihre Akten bei.
„§ 9 BHO ist beachtet.“

Anlagen:	Vermerk, Anschreiben, Einplanungsblatt [mit Verfügungspunkten]
	Heftung [gem. Anlagen Vermerk]
Entwurfsunterlagen [Übersichtskarte, Erläuterungsbericht, Kostenberechnung gem. AKVS 2014]
Im Zeitraum zwischen Regierungsentwurf (Kabinettsbeschluss) und Parlamentsbeschluss ist keine Beteiligung des BMF erforderlich, wenn ausschließlich eine Einstellung in den SBP-Entwurf vorgesehen ist.






4.	Abdrucke:
5.	Ref. StB 25 zum Weiteren
	Dienststelle:
	Projisnummer:
6.	usw.
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